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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Geld, Währung und Kredit

Banken

In der Frage des Abbaus von Wettbewerbsbeschränkungen im Bankensektor entschied
Bundesrat Delamuraz im Sinne der Kartellkommission. Er verfügte die Aufhebung von
vier strittig gebliebenen Absprachen der Banken und Börsen, darunter die Courtagen-
und Depotgebühren-Konventionen. 1

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 06.10.1990
HANS HIRTER

Die Zuwendung der Banken zu dem im allgemeinen ertragreicheren Auslandgeschäft
hat, neben der anhaltenden Wirtschaftskrise, die Position von Gewerbebetrieben als
Kreditnehmer verschlechtert. Aus Kreisen des Gewerbes und der KMU vermehrten sich
die Klagen über die restriktive Kreditpolitik der Banken. Der Gewerbeverband rief
namentlich die Grossbanken zu mehr Grosszügigkeit auf. Diese erklärten ihre
Zurückhaltung damit, dass aus Gründen der Risikobegrenzung alle Kredite an
individuelle Rentabilitätsüberprüfungen gebunden seien. Sie wiesen aber auch darauf
hin, dass gemäss Nationalbankstatistik das Wachstum der im Inland vergebenen Kredite
grösser ausgefallen ist als das Wirtschaftswachstum. Die eidgenössische
Bankenkommission (EBK) stellte sich hinter die im Vergleich zur Zeit der
Hochkonjunktur der achtziger Jahre grössere Vorsicht der Banken bei der
Kreditvergabe. Gemäss einer von ihr durchgeführten Umfrage hatten die Banken von
1991 bis 1996 Kredite im Wert von über CHF 42 Mia. abschreiben müssen. Die Banken
reagierten aber nicht nur mit Ablehnung, sondern lancierten auch spezielle Programme
für Unternehmensneugründungen, bei denen das finanzielle Risiko durch gezielte
Beratung bei der Betriebsführung reduziert werden soll. Der Bundesrat lehnte zwar
politische Massnahmen ab, aber EVD–Chef Delamuraz traf sich mit Bankenvertretern,
um über diese Probleme zu sprechen und die Banken dabei auf ihre wichtige
volkswirtschaftliche Aufgabe hinzuweisen. 2

BERICHT
DATUM: 29.09.1997
HANS HIRTER

Am 8. Dezember gaben die beiden Grossbanken Schweizerischer Bankverein (SBV) und
Schweizerische Bankgesellschaft (SBG) ihre Fusion zur United Bank of Switzerland (UBS)
bekannt. Damit entstand das weltweit in bezug auf Eigenkapital grösste und in bezug auf
Bilanzsumme zweitgrösste Finanzinstitut. Dieser Zusammenschluss wird 1998 noch von
den Aktionärsversammlungen abgesegnet werden müssen und bedarf auch der
Genehmigung durch die Wettbewerbsbehörden sowohl der Schweiz als auch der
übrigen Hauptaktivitätsregionen der beiden Banken (EU und USA). Da diese Fusion die
bereits vorher bei beiden Banken eingeleiteten Umstrukturierungen noch akzentuieren
wird, wurde auch ein massiver Stellenabbau angekündigt. Nach den Plänen der
Fusionspartner soll er – bei einer Beschäftigtenzahl von 58'000 (davon 38'000 in der
Schweiz) – rund 13'000 (davon 7'000 in der Schweiz) betragen.

Die Reaktionen in der Öffentlichkeit waren denn auch zwiespältig. Einerseits wurden
die Fusion und auch die Umstrukturierungen als richtige Schritte für die Erhaltung der
Konkurrenzfähigkeit im globalisierten Finanzmarkt anerkannt, andererseits
protestierten nicht nur die Gewerkschaften und die Linke gegen den geplanten
Stellenabbau. Von der SP und dem SGB in mehreren Städten organisierte
Protestkundgebungen vermochten allerdings insgesamt nur rund 1'000 Personen zu
mobilisieren. Die SP meldete sich in der Dezembersession des Nationalrats während
der Fragestunde mit neun Interventionen zu den sozialen Folgekosten der Entlassungen
und zu den befürchteten Steuerausfällen zu Wort. Bundesrat Delamuraz appellierte an
die soziale Verantwortung der beiden Banken und gab im weiteren zu bedenken, dass
rechtliche Vorbehalte nur unter wettbewerbsrechtlichen, nicht aber wirtschafts- oder
sozialpolitischen Aspekten zulässig seien. In Basel–Stadt, wo der Bankverein bisher
seinen Hauptsitz hatte, zeigte man sich besonders besorgt um die Steuerausfälle, die
durch die Wahl Zürichs als alleinigen Hauptsitz für die neue UBS entstehen würden.
Sowohl die Regierung von Basel–Stadt als auch Ständerat Rhinow (fdp, BL) – mit einer
parlamentarischen Initiative – forderten die Abschaffung der rechtlichen Bestimmung,
dass eine Aktiengesellschaft nur einen Hauptsitz haben kann. Mit dieser Revision
könnte der Vorschlag der UBS realisiert werden, ihren Hauptsitz sowohl in Basel als
auch in Zürich zu haben. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.1997
HANS HIRTER
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1) TA, 11.9.90; Suisse, 6.10.90
2)  Presse vom 23.4.97, 12.9.97.; AB NR, 1997, S. 1786 f.; Bund, 26.9.97, NZZ, 4.3.97, 26.4.97, 27.12.97; Zu den Verbesserungen
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